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Reinhard 
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Az. :   
 
Beratungsfolge Sitzungstermin

 
Ausschuss für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr 06.12.2007

 
 
Sondersitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr am 
31.01.2008 
 
 
 
Sachverhalt 
 
Die Verwaltung beantragt nach § 46 Absatz 12 i. V. m. § 34 Absatz 1 Gemeindeordnung 
(GO) eine Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr am 
31.01.2008 mit dem Beratungsgegenstand  
1. Flächennutzungsplan der Stadt Norderstedt 2020,  

a. Entscheidung über die Anregungen 
b. Abschließender Beschluss 

2. Landschaftsplan der Stadt Norderstedt 2020 
a. Entscheidung über die Anregungen 
b. Abschließender Beschluss 

 
Begründung: 
 
Aus zeitlichen Gründen ist eine Beratung in der ordentlichen Sitzung am 17.01.2007 nicht 
möglich, da bis zum Zeitpunkt des Versandes der Unterlagen zu diesem Sitzungstermin die 
Unterlagen nicht endgültig erstellt werden können. Damit eine Beschlussfassung in dieser 
Sache in der Sitzung der Stadtvertretung am 05.02.2008 noch vorgenommen werden kann, 
ist diese Sitzung unumgänglich. 
 
Eine Beratung erst in der ordentlichen Sitzung des Ausschusses am 07.02.2008 würde dann 
eine Beratung und Beschlussfassung erst in der Sitzung der Stadtvertretung am 18.03.2008 
möglich machen. 
 
Da schon jetzt einige Bebauungspläne (z. B. B 150, 4. Änderung, B 263, B 266) auf die zu-
künftigen Darstellungen des FNP 2020 abstellen und die Verwaltung eine zügige Abwicklung 
der Verfahren im Interesse der Stadtentwicklung und des Servicegedankens gegenüber den 
Bauwilligen anstrebt, sollte jede zeitliche Verzögerung vermieden werden. Dies gilt insbe-
sondere im Hinblick auf das sich nach der Entscheidung der Stadtvertretung noch anschlie-
ßende Verfahren (z. B. Genehmigung durch Innenministerium). 
 
Daher beantragt die Verwaltung eine entsprechende Sondersitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung, Umwelt und Verkehr, wozu der Ausschuss seine grundsätzliche Bereit-
schaft bereits erklärt hatte 


